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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Oliver Krischer, Renate Künast, Harald Ebner, 

Matthias Gastei, Stephan Kühn (Dresden), Tabea Rößner, Markus Tressel, 
Dr. Valerie Wilms und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Offene Fragen nach dem Bericht der Untersuchungskommission „Volkswagen“ 


Im April 2016 hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) nach sieben Monaten des Bekanntwerdens des größten Dieselabgas- 
Skandals in der Geschichte den „Bericht der Untersuchungskommission Volks- 
wagen“ der Öffentlichkeit vorgelegt. Doch auch nach Vorlage sind weiterhin un- 
zählige Fragen nach Ansicht der Fragesteller für Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher, Experfen und Politik zur Aufklärung des Dieselabgas-Skandals offen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1 . Aus welchen Gründen gehörten bislang „variierte Verfahren, wie vorliegend 
in dieser Felduntersuchung zur Entdeckung unzulässiger Abschalteinrichtun- 
gen durchgeführt“, nicht zum gesetzlich vorgesehenen Instrumentarium ei- 
ner Genehmigungsbehörde? 

2. Ist es dem Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) möglich gewesen, vor Septem- 
ber 20 1 5 ein Lastenheft für Prüfungen zu enfwickeln und anzuwenden mif 
der Zielsefzung, unzulässige Abschalfeinrichtunen zu erkennen, und wenn 
ja, warum isf eine solche Enfwicklung und Anwendung nicht früher erfolgt? 

3. Hatte das KBA die Möglichkeit, unzulässige Abschalteinrichtungen sowie 
Systematiken zur Prüfstands- und Zykluserkennung auf der Grundlage mög- 
lichst realitätsnaher Straßenfahrten zu erkennen, und wenn nein, warum be- 
stand diese Möglichkeit nach Bekanntwerden der Vorwürfe gegenüber dem 
VW-Konzem? 

4. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wie viele in Deutschland typge- 
nehmigte Diesel-Pkw auf Anlagen eines Herstellers durch die Technischen 
Dienste geprüft wurden, und wenn ja, um wie viele Typgenehmigungsver- 
fahren handelt es sich? 

5. Seit wann ist der Bundesregierung das Problem „Belagbildung im AGR-Sys- 
tem“ und der Konflikt zwischen Motorschutz und Abgasnachbehandlung be- 
kannt, und was hat sie diesbezüglich unternommen? 

6. Welche Erkenntnisse über die praktischen Folgen für den Stickoxid-Aussfoß 
(NOx) von Diesel-Pkw wegen des Konflikfs zwischen Moforschufz und Ab- 
gasnachbehandlung haf die Bundesregierung seit dem Jahr 2007 gewonnen? 
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7. Wie beurteilt die Bundesregierung das Problem, dass Abgasnachbehand- 
lungssysteme auf dem Markt üblich sind, die das Einhalten von Abgasemis- 
sionsgrenzwerten zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung praktisch 
ausschließen, weil andernfalls die Gefahr besteht, dass auch Schäden entste- 
hen können, „welche unmittelbar den Ausfall des Motors zur Folge haben“? 

8. Wie erklärt sich die Bundesregierung die massive NOx-Erhöhung bei RDE- 
Tests beim untersuchten Audi A6 2.0 1 Euro 6? 

9. Welche konkreten Zweifel bestehen seitens der Bundesregierung hinsicht- 
lich der Zulässigkeit der Abschalteinrichtung aus Motorschutzgründen beim 
untersuchten Audi A6 V6 3.0 1 Euro 5? 

1 0. Warum wurden bei der Untersuchung des Opel Zafira 1 .6 1 Euro 6 keine An- 
gaben zu RDE-Messungen gemacht? 

11. Welche Konsequenz zieht die Bundesregierung aus der Aussage im Unter- 
suchungsbericht, dass die bis zu dreifache Überschreitung der Grenzwerte 
bei der Mercedes S-Klasse „nach Flerstellererklärung nicht nachvollziehbar“ 
sei? 

12. Warum hält die Bundesregierung es für plausibel, dass bei mehreren getes- 
teten Fahrzeugen, wie z. B. beim BMW 216, die Überschreitung der Grenz- 
werte ausgerechnet durch Selbstreinigung des Partikelfilters verursacht sein 
soll, die aber nur alle paar hundert Kilometer aktiv wird? 

13. Wie geht die Bundesregierung mit der Tatsache um, dass Chevrolet das Eu- 
ropageschäft und die Dieselentwicklung aufgegeben hat und eine Optimie- 
rung der Abgasnachbehandlung bei Chevrolet Cruze 2.0 1 dadurch ausge- 
schlossen ist? 

14. Welche umweltpolitische Bewertung trifft die Bundesregierung über das 
Problem, dass bei einigen Fahrzeugen der sog. Gruppe II bereits bei Messun- 
gen leicht außerhalb des gesetzlich vorgeschriebenen NEFZ stark erhöhte 
NOx-Werte auftreten und die Flersteller den Einsatz von Abschalteinrichtun- 
gen mit Motorschutz begründen? 

15. Welche zeitlichen Fristen setzt das KBA für die freiwilligen technischen 
Verbesserungen auch an in Betrieb befindlichen Fahrzeugen, welche Vorga- 
ben hinsichtlich der Emissionsminderung macht es diesbezüglich, und wel- 
che Folgen treten ein, wenn die Verbesserungen nicht die gewünschte Wirk- 
samkeit erzielen? 

16. Welche Vorgaben macht das KBA dazu, wie und durch wen im Anschluss 
an die Reparaturmaßnahmen die Wirksamkeit der freiwilligen technischen 
Verbesserungen überprüft wird? 

Welche Folgewirkungen, z. B. auf Fahrleistung, Benzinverbrauch etc., wer- 
den hierbei überprüft? 

17. Wie überprüft das KBA, wie viele der betroffenen Autos tatsächlich im Rah- 
men des freiwilligen Rückrufs durch die Flersteller umgerüstet wurden? 

18. Wann und wie werden die betroffenen Verbraucherinnen und Verbraucher 
über den freiwilligen Rückruf und die vorgesehenen Reparaturmaßnahmen 
informiert? 

1 9. Wird den betroffenen Verbraucherinnen und Verbrauchern für den Zeitraum 
der Reparaturmaßnahmen nach Kenntnis der Bundesregierung ein Ersatzwa- 
gen zur Verfügung gestellt? 

20. Welche konkreten Gewährleistungsansprüche haben die betroffenen Ver- 
braucherinnen und Verbraucher nach Einschätzung der Bundesregierung? 
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2 1 . Welche Messungen (bitte unter Angabe des Datums, Modells und Ergebnis) 
gab es von Seiten der staatlichen Behörden nach Veröffentlichung des Un- 
tersuchungskommissionsberichts? 

22. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, dass die Environmental 
Protection Agency (EPA) die illegale Motorsteuerung und Software zur Zy- 
kluserkennung bei bestimmten Diesel-Kraftfahrzeugen des VW-Konzems 
nicht eigens nachgewiesen hat, etwa durch eine Überprüfung der Fahrzeug- 
software, sondern durch nachdrückliche Infragestellung bestimmter Abgas- 
messwerte VW gezwungen wurde, diese einzugestehen? 

23. Aus welchen Gründen wurde den Technischen Diensten kein Prüfverfahren 
empfohlen, mit dem das Vorhandensein unzulässiger Abschalteinrichtungen 
ermittelt werden konnte, und gab es in der Bundesregierung bzw. zwischen 
Bundesregierung und Technischen Diensten im Zeitraum von 2007 bis 2015 
hierüber Gespräche, falls ja, bitte nach Datum und Inhalt des Gesprächs auf- 
schlüsseln? 

Berlin, den 10. Mai 2016 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter nnd Fraktion 
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